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Zugestellt

am 190 Februar 1963

I m N a m e n. d e s V o l k e 5

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 2° Senat des Bundessozialgcrichts ohne mündliche

Verhandlung am 30. Januar 1963 unter Mitwirkung von ‘

Senatspräsident B r a e k m a n n
als Vorsitzendem,

Bundesrichtcr D e m i a n i

und Bundesriehter S e h m i t t

als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichtcr L e p i n s k i

und Bundessozialrichter Dr° von T ü m p l i n g

als ehrenamtlichen Richtern

«für Recht erkannt;

Das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 8„ Mai

1962 wird mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen
aufgehoben° Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°

V o n R e c h t s w e g e n „
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Der Kläger, der als L0k0m0tivschlosser im Bahnbetriebswerk

Darmstadt beschäftigt war, geriet am 12. November 1948 bei
Reparaturarbeiten an einer Lokomotive zwischen das Brems-

gestänge einer aus unbekannten Gründen anziehenden Bremse.
Er wurde bis zum }. Dezember 1948 in der Chirurgischen Klinik

Darmstadt—Eberstadt der Städtischen Krankenanstalt Darmstadt

stationär behandelt und vom 27. Dezember 1948 an wieder ar—
beitsfähig geschrieben. In einem von dem Chefarzt dieser.

Klinik Dr. G=r:==—r-r-=.:-undDr. B...=-.—*—-=erstatteten Gut-
achten vom 10. August 1949 wurde die Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (MdB) vom 27. Januar 1949 an auf 15 v. H. und vom

10. August 1949 an auf 10 v. H. geschätzt. Auch ein Gutachten
der Medizinischen Klinik der Städtischen Krankenanstalt vom
11. Oktober 1949 kam zu dem Ergebnis, daß eine Einschränkung

der Erwerbsfähigk€itdurchdenUnfäll nicht mehrvorliege.

Die Beklagte lehnte durch Bescheidvom3. November1949die
Gewährung von Entschädigung mit der Begründung ab, ein An3pruch

auf Rente bestehe nicht, weil die MdBnicht mindestens 20 V.H.
betrage. ‘

Dieser Bescheid ist nicht angefochten werden.

Erst mit Schreiben vom 17. Februar 1959 machte der Kläger

einen AnSpruch auf Rentengewährung geltend und führte zur
Begründung aus: Die Arbeit sei für ihn nach dem Unfall an

sich zu schwer gewesen. Er habe aber dank des Entgegen-

kommens von Arbeitskollegen 10 Jahre lang seinen Arbeits-
‘anteil herunterarbeiten können. Er habe Schmerzen, beson-

ders am Brustkorb und im Rücken, seit 1959 auch an den bei-

.
den Schultern und Unterarmen, und diese seien wesentlich

schlimmer geworden.
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Die Beklagte ließ den Kläger im Elisabethenstift in Darmstadt

untersuchen° Das von Prof° Dr„ H=öi■lB—und Dr° F=== erstattetc

Gutachten vom 11° Mai 1959 kam zu dem Ergebnis, an der Wirbel—

säule seien Spondylotische Veränderungen der Halswirbelsäule

und degenerative Veränderungen der unteren Brust- und Lenden-

wirbelsäule mit schmerzhaften Bewegungseinschränkungen fest-

zustellen, für die jedoch das Trauma vom Jahre 1948 nicht ur-
sächlich verantwortlich gemacht werden könne„

Durch Bescheid vom 5„ Januar 1960 lehnte die Beklagte den

.
Antrag auf Rentengewährung mit der Begründung ab, die Be-

schwerden des Klägers seien Folgen einer schicksalsmäßigen
Verschleißerscheinung und nicht traumatischen Ursprungs°

Gegen diesen Bescheid hat der Kläger Klage beim Sozial-

gericht (SG) Darmstadt erhoben° Dieses hat auf Grund eines

auf 5 109 des Sozialgerichtsgesetzcs (SGG) gestützten An—
'trags ein Gutachten des Facharzt05 für Orthopädie Dr„ Walter
.K==i in Darmstadt vom 18° März 1961 beigezogen, das zu dem

Ergebnis kommt, beim Kläger bestünden eine Osteochondrose

und Spendylosis an verschiedenen Abschnitten der Wirbel—

' säule sowie eine leichte Arthrosis der Schulter— und Hüft-

gelcnke; die Infraktion der 8. Rippe rechts sei folgenlos

verheilt„ Bei den degenerativen Veränderungen handele es

sich um Verschleißerscheinungen, die nicht als Unfallfolg@

anzusehen seien° Der Unfall habe jedoch zu einem deutlichen
körperlichen und seelischen Leistungsknick geführt° Das

Trauma habe sich psychisch so stark verankert, daß man fast

von einer zwangsneurotischen Einstellung Sprechen müsse,

und die seelischen Veränderungen stünden weit mehr im Vor—

dergrund als die körperlichen, wenngleich die körperlichen

Beschwerden weitgehend Ausfluß einer seelischen Reaktions—

verändeung seien°

..l;..
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Das SG hat durch Urteil vom 13, Juli 1961 die Klage abgewiesen,

Im Verfahren über die Berufung des Klägers hat das Hessische

Landessozialgericht (LSG) die Rentenakten der Bundesbahn—Ver—
sicherungsanstalt beigezogen, aus denen sich ergibt, daß diese

dem Kläger durch Bescheid vom 31. Oktober 1961 vom 1‚ April 1961

an die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit bewilligt hat,

Durch Urteil vom 8° Mai 1962 hat das LSG die Berufung des Klä-

gers als unbegründet zurückgewiesen° Dieses Urteil ist dem Klä—

ger am 17° Mai 1962 zugestellt worden°

Mit Schriftsatz vom 14° Juni 1962, der am 15° Juni 1962 beim

Bundessozialgericht (BSG) eingegangen und von der Ehefrau des
Klägers unterzeichnet ist, hat der Kläger gegen das Urteil "BC?

rufung" beim BSG eingelegt und dargelegt, daß er nicht in der
Lage sei, die Kosten für einen Rechtsanwalt aufzubringen°

Durch Beschluß vom 2° November 1962 hat der Senat dem Kläger
das Armenrecht bewilligt und ihm Rechtsanwalt B:}?:t:i= in

Kassel als Prozeßbevollmächtigten beigeordnet°

Dieser hat mit Schriftsatz vom 6„ Dezember.1962, der an dem—
‘selben Tage beim BSG eingegangen ist, Revision eingelegt und

sie zugleich auch begründet° *
Er beantragt, '

\ das angefochtene Urteil aufzuhfben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

Berufunsgericht zurückzuv@rweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision—zurückzuweisen°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt° Der Senat hat

von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht (vgl° 5 124 Abs, 2 see)°
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Der von der Ehefrau des Klägers unterzeichnete Schriftsatz

vom 14° Juni 1962 ist zwar innerhalb der Monatsfrist für
die Einlegung der Revision (5 164 SGG) beim BSGeingegangen°
Er war jedoch nicht geeignet, diese Frist zu wahren, denn

infolge des vor dem BSG bestehenden Vertretungszwangs ($ 166

SGG) können die Beteiligten — abgesehen von Behörden und
Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechts -
Proz0Bhandlung0n nur durch zugelassene Prozeßbevollmächtigte

wirksam vornehmeno '

Der Kläger war jedoch nicht in der Lage, die Kosten für die

Beauftragung eines Rechtsanwalts zu tragen„ Dieses Hindernis

.ist erst durch den am 10„ November 1962 zugestelltén Beschluß

des Senats vom 2° November 1962 beseitigt werden, durch den

dem Kläger - auf den im Schriftsatz vom 14„ Juni 1962 ent—
haltenen Antrag — das Armenrecht bewilligt und Rechtsanwalt

=f:==w==-als Prozeßbevollmächtigter beigeordnet werden ist°

Da der Prozeßbevollmächtigte die Einlegung und Begründung der

Revision am 6° Dezember 1962 formgerecht nachgeholt hat, ist

‘dem Kläger gegen die Versäumungaer Revisionsfrist Wiederein—
setzung in den vorigen Stand zu gewähren {5 67 SGG)° ‘

Die Statthaftigkeit der Revision hängt, da das LSG sie nicht

zugelassen hat (@ 162 Abs‚1 Nr° 1 SGG)‚ davon ab, ob die Vor—

aussetzungen der Nr° 2 oder der Nr° } des 5 162 Abs° 1 SGG
gegeben sind°

Die Revision rügt, das LSG habe den Sachverhalt in medizini—

scher Hinsicht insofern nieht hinreichend aufgeklärt (@ 103

SGG), als es unterlassen habe, einen ausführlichen Bericht
über das Ergebnis der Untersuchung des Klägers in der Uni—

versitäts-Nervenklinik in Frankfurt (M) beizuzie‘nen° Diese

Rüge ist berechtigt°
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Das LSG hat seine Entscheidung darüber, ob die durch den Un—

fall vom 12. November 1948 verursachten Gesundheitsstörungen

des Klägers sich seit der Erteilung des Bescheides vom }, No—.

vember 1949 wesentlich geändert haben (vgl„ 5 608 der Reichs-
versicherungsordnung), im wesentlichen auf_das Gutachten des

Facharztes für Orthopädie Dr, K==: vom 18° März 1961 gestützt°

Dieses Gutachten war zu dem Ergebnis gelangt, daß die beim Klä—

ger festgestellten organischen Erkrankungen (Osteoehondrose und

Spondylose an verschiedenen Abschnitten der Wirbelsäule, Arthrose

der Schulter— und Hüftgclenke, Gastritis) nicht durch den Unfall
verursacht seien, und hat im übrigen die Beschwerden des Klägers

auf eine psychische Reaktion zurückgeführt, Wie aus dem in den

Rentenakten der Bundesbahn—Versicherungsanstalt befindlichen Be—
richt des Vertrauensarztes Dr° Si:=ur;= vom 12, Juli 1961 her—

vorgeht, hat jedoch die Untersuchung des Klägers in der Frank—

furter Universitäts-Nervenklinik ergeben, daß der Kläger an
einer schweren organischen Erkrankung leidet, die von den im

Verfahren über den Unfallrentenan5pruch des Klägers gehörten

_
Sachverständigen nicht erkannt worden ist oder zur Zeit der

früheren Untersuchungen noch nicht feststellbar war, zu der

also dieseGutachtersich nochnicht hattenäußernkönnen°
Unter diesen Umständen durfte sich das LSG nicht mit dem

kurzen Bericht des Dr° S$:Fr=v= begnügen, sondern hätte sich

mindestens darüber Klarheit verschaffen müssen, welche BC-

funde in der Frankfurter Klinik erhoben werden sind°

Das LSG hat allerdings nicht verkannt, daß der Auffa55ung des

Dr, ===; ein erheblicher Teil der Beschwerden des Klägers sei

seelisch bedingt, durch die Diagnose der Frankfurter Klinik der_

Boden entzogen war° Es ist der Auffassung, die Beschwerden, die

durch die erst in Frankfurt festgestellte Erkrankung verursacht

werden,.hätten den Kläger veranlaßt, im Jahre 1959 einen Antrag

auf Gewährung einer Rente zu stellen° Die Erkrankung stehe je;

doch mit dem Unfall vom 12, November 1948 nicht im Zusammen—

hang,

..7-
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Die Revision rügt‘jedoch mit Recht als eine Verletzung der
5% 103, 128 SGG, daß das LSG diese — naturwissenschaftlich

schwierige - Zusammenhangsfrage entschieden hat, ohne sich

hierbei der Hilfe eines ärztlichen Sachverständigen zu be-

dienen (vgl„ auch SozR sec ® 128 Bl. Da 19 Nr, 45)°

Das LSGhat nicht geklärt, ob sich die Frankfurter Univer-
sitäts—Nervenklinik eine Meinung zu der Frage des Zusammen-

hangs zwischen der Erkrankung und dem Unfall vom Jahre 1948

gebildet hat, und auch der kurze Bericht des Vertrauens-

arztes Dr° :==■a==väußert sich hierzu nicht° Die Revision

weist zutreffend darauf hin, daß in der medizinischen Li—

teratur die Auslösung oder Verschlimmerung einer Erkrankung

’der Art, wie sie beim Kläger besteht, durch exogene Ein—

flüsse für möglich gehalten wird (vgl° Reiehardt, Einfüh-

rung in die Unfall— und Rentenbegutachtung, 4° Auflo, S° 379;

Töbel in Fischer—Herget—Molineus, Das ärztliche Gutachten im

VersieherungsweSen, 1955, Band II 5° 1174, 1175; Kloos in
Bürkle de la Camp/Rostock, Handbuch der gesamten Unfallheil—

kunde, 2„ Aufl;‚ Bd„ I 8° 509; Meyeringh, Versicherungsrecht-

liche Beurteilung innerer Krankheiten S° 117)° Unter diesen
Umständen reicht der Hinweis des LSG darauf, daß die Wirbel—

säule durch den Unfall nicht geschädigt worden sei, für sich

allein nicht aus, um die Verneinung des ursächliehén Zusammen—
hangs zu rechtfertigen°

Das Verfahren des LSG leidet also an wesentlichen Mängeln,

die von der Revision gerügt sind, Die Revision ist statthaft
(@ 162 Abs" 1 Nr, 2 see)°

Die Revision ist auch begründet, denn es ist nicht völlig
auszuschließen, daß das LSG zu einem für den Kläger günsti-

geren Ergebnis hinsichtlich der Frage gelangt wäre, ob die
durch den Unfall vom Jahre 1948 verursachten Gesundheits-
störungen sich so wesentlich verändert haben, daß jetzt ein

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


An3prueh auf Rente besteht, wenn es den Sachverhalt in medi—

zinischer Hinsicht durch Beiziehung der Unterlagen der Uni—
versitäts—Nervenklinik Frankfurt (M) und eines weiteren ärztm

lichen Gutachtens vollständiger aufgeklärt hätte°

Da eine Entscheidung des Senats in der Sache selbst infolge

des Fehlens ausreichender tatsächlicher Feststellungen nicht
möglich ist, mußte das Urteil des LSG aufgehoben und die Sache

‚zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurück—

verwiesen werden (@ 170 Abs° 2 SGG).

Die Entscheidung über die Kosten des ReVisionsverfahrens bleibt

der das Verfahren abschließenden Entscheidung vorbehalten°
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